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Finanztransaktionsteuer - Deutschland und Frankreich gehen voran und stellen den Antrag auf Verstärkte Zusammenarbeit<br /><br />Der
Bundesminister der Finanzen Dr. Wolfgang Schäuble und der französische Finanzminister Pierre Moscovici haben heute einen gemeinsamen Brief an die
Europäische Kommission übermittelt. Darin bitten die Minister die Europäische Kommission um Vorlage eines Vorschlags zur Einführung der
Finanztransaktionsteuer im Wege der Verstärkten Zusammenarbeit. Das Instrument der Verstärkten Zusammenarbeit ist in den europäischen Verträgen
vorgesehen und unter anderem an die Voraussetzung gebunden, dass sich daran mindestens neun Mitgliedstaaten durch Stellung eines entsprechenden
Antrags bei der Europäischen Kommission beteiligen. <br />Grundlage für die Verstärkte Zusammenarbeit soll der Richtlinienvorschlag der Europäischen
Kommission über ein gemeinsames Finanztransaktionsteuersystem vom 28. September 2011 sein. Dieser Richtlinienvorschlag, der durch die
Bundesregierung, die französische Regierung und weitere Regierungen unterstützt wurde, fand zuvor im Rat der Finanzminister nicht die im
Steuerbereich für einen Legislativakt erforderliche Zustimmung aller Mitgliedstaaten. Die Zustimmung aller Mitgliedstaaten ist innerhalb eines vertretbaren
Zeitraums nicht verwirklichbar. Eine Reihe von Mitgliedstaaten hat aufgrund dieser Situation Interesse gezeigt, im Wege der Verstärkten Zusammenarbeit
in einem kleineren Kreis auf diesen Gebiet weiterzumachen.<br />In einem weiteren gemeinsamen Brief wenden sich die beiden Minister an die
Finanzministerinnen und Finanzminister der anderen Mitgliedstaaten und laden sie ein, sich nunmehr dieser Initiative anzuschließen und ebenfalls ein
gleichlautendes Schreiben an die Europäische Kommission zu adressieren.<br />Mit diesem gemeinsamen Schritt der Antragstellung bekunden
Deutschland und Frankreich die Notwendigkeit der europäischen Integration bei der Frage der Besteuerung der Finanzmärkte auch mit Blick auf die
Beseitigung der Folgen der Finanzkrise. Die Bundesregierung wird sich zusammen mit der französischen Regierung auch weiterhin mit Nachdruck für
den Integrationsprozess einsetzen und Überzeugungsarbeit bei den anderen Mitgliedstaaten leisten, damit der Kreis jener, die sich an der Verstärkten
Zusammenarbeit bei der Finanztransaktionsteuer beteiligen, möglichst groß wird.<br /><br />Kontakt:<br />Bundesministerium der Finanzen (BMF)<br
/>Wilhelmstraße 97<br />10117 Berlin<br />Deutschland<br />Telefon: 030 - 2242-0<br />Telefax: 030 - 2242-3260<br />Mail: Poststelle@bmf.bund.
de<br />URL: http://www.bundesfinanzministerium.de/ <img src="http://www.pressrelations.de/new/pmcounter.cfm?n_pinr_=509309" width="1"
height="1">
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Kernaufgabe des Bundesministers der Finanzen ist die Gestaltung der Finanzpolitik und die Grundausrichtung der Wirtschaftspolitik der
Bundesregierung. Ihm kommt damit eine zentrale Steuerungsfunktion innerhalb der Bundesregierung zu. Im Rahmen der vom Bundeskanzler
vorgegebenen politischen Richtlinien koordiniert der Bundesfinanzminister die Haushaltsvoranschläge der einzelnen Ministerien und entwirft so den
jährlichen Bundeshaushalt. Dabei verfügt der Minister über ein Widerspruchsrecht bei allen finanzpolitischen Entscheidungen der Regierung. So bündelt
das Bundesfinanzministerium die finanziellen Belange der Regierung im Sinne einer nachhaltigen Finanzpolitik.Im Rahmen der Steuerpolitik sichert die
Bundesregierung die finanzielle Leistungsfähigkeit des Staates. Dabei muss gewährleistet sein, dass Leistungsanreize und Leistungswille der Bürger und
Unternehmen nicht beeinträchtigt werden. Zudem muss die Steuerpolitik die Sicherung der ökologischen Grundlagen unseres Gemeinwesens
unterstützen.Im Zuge des europäischen Integrations- (Europäische Wirtschafts- und Währungsunion) und des weltweiten Globalisierungsprozesses
gewinnt die europäische und internationale Wirtschafts- und Währungspolitik als zusätzlicher Aufgabenschwerpunkt zunehmend an Bedeutung.Darüber
hinaus ist das Bundesministerium der Finanzen auch zuständig für die deutschen Postwertzeichen, die Regelung der Kriegsfolgelasten, das
Bundesvermögen und den Zoll.
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